
Die sozialistische Grundrechtskonzeption Art. 19

(2) Die Beschwerde nach Art. 103 und dem zur Ausführung dienenden Eingabenge­
setz 10 11 (s. Erl. zu Art. 103).

(3) Die Allgemeine Aufsicht der Staatsanwaltschaft und insbesondere deren Befugnis, 
von Amts wegen Protest bei dem Organ einzulegen, das eine Gesetzesverletzung ein­
schließlich der Verletzung der Verfassung als des »Gesetzes der Gesetze« begangen 
hat (§§ 29-34 Staatsanwaltschaftsgesetz vom 7. 4. 197711 (s. Rz. 24-28 zu Art. 97).
Der Beschwerte ist nicht beschwerdeberechtigt. Er kann sich nur an die Staatsanwalt­
schaft wenden und dort seine Beschwerde vortragen. Sie wird dann tätig, wenn ihrer 
Ansicht nach eine Gesetzesverletzung vorliegt.

(4) Die Gerichtskritik, die nach § 19 GVG durch begründeten Beschluß des Gerichts 
erhoben werden kann, wenn eine Gesetzesverletzung unter anderem auch durch ein 
Organ der staatlichen Verwaltung im Zusammenhang mit einem Gerichtsverfahren 
festgestellt wird (s. Rz. 24 zu Art. 92). Das Gericht wird von Amts wegen tätig, ohne 
daß der Beschwerte in irgendeiner Weise, etwa durch Stellung eines Antrages, Einfluß 
hätte.

Der Protest der Staatsanwaltschaft und die Gerichtsbarkeit sind eindeutig Institute, die 
ausschließlich die Funktion haben, für die Einhaltung der objektiven Rechtsordnung Sor­
ge zu tragen, indem die Staatsanwaltschaft oder das Gericht auf eine Verletzung hinweist.
Die Entscheidung über die Abhilfe liegt indessen allein bei den Staatsorganen, denen eine 
Verletzung zur Last gelegt wird. Weder die Staatsanwaltschaft noch das Gericht haben die 
Befugnis, diese Organe zu einem Tun oder zu einem Unterlassen zu zwingen. Wenn einer 
Gesetzesverletzung im Wege dieser Verfahren abgeholfen wird, so mag auch ein einem 
einzelnen verbürgtes Recht durchgesetzt werden, indessen deshalb, weil die objektive 
Rechtsordnung wiederhergestellt wurde, nicht weil er als Subjekt einen Anspruch durch­
gesetzt hätte.

Da bei der Verwaltungsbeschwerde und der Beschwerde nach Art. 103 in Verbindung 
mit dem Eingabengesetz der Beschwerte zur Beschwerde berechtigt ist, erscheint er hier 
als Subjekt, das eigene Ansprüche geltend macht und nicht nur die Verletzung der objek­
tiven Rechtsordnung rügt. Indessen ist der Wirksamkeit der Verwaltungsbeschwerde in­
sofern eine Grenze gesetzt, als die unteren Organe ohnehin den Intentionen der übergeord­
neten Organe zu folgen haben, deshalb die Entscheidung der einen in der Regel so ausfal- 
len wird, wie es die anderen wünschen, diese also im allgemeinen keinen Anlaß haben, jene 
zu desavouieren.

Wenn auch der Rechtsschutz nicht als ausreichend angesehen werden kann, um den 29 
sozialistischen Grundrechten den Charakter subjektiver (öffentlicher) Rechte im Sinne der 
hergebrachten Grundrechtsdogmatik zu geben, so ist doch nicht zu verkennen, daß die 
sozialistischen Grundrechte mehr sind als nur Reflexe der objektiven Rechtsordnung.
Es fragt sich, ob es in Anbetracht der scharfen Scheidung zwischen dem subjektiven (öf­
fentlichen) Recht und dem Reflex der objektiven Rechtsordnung, wie sie oben entwickelt 
wurde, noch etwas Drittes gibt. Für einen Staat mit einer umfassenden Rechtsweggarantie

10 Gesetz über die Bearbeitung der Eingaben der Bürger - Eingabengesetz - vom 19. 6. 1975 
(GBl. I S. 461).

11 Gesetz über die Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen Republik vom 7. 4. 1977 
(GBl. I S. 93).
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